
Sehr geehrte Damen und Herren,

die Wirtschaft wächst, Beschäftigung und Einkommen steigen.

Das Frühjahrsgutachten der Wirtschaftsforschungsinstitute belegt erneut:

Deutschland ist mit seiner Politik für Wachstum, Stabilität und Beschäftigung

auf einem guten Weg. Auch in diesem Jahr sind wir wieder Wachstumsmotor

in Europa. Die maßgeblichen Impulse liefert der Anstieg der deutschen

Binnennachfrage. Vor allem die Investitionen und die privaten Konsumaus-

gaben stehen vor einer kräftigen Ausweitung. Der Rückgang der Arbeits-

losigkeit und die Tarifabschlüsse der letzten Wochen und Monate zeigen, dass

der Aufschwung bei den Menschen ankommt: Die Institute erwarten, dass die

Effektivlöhne im Prognosezeitraum bis 2013 um mehr als 3 % zunehmen. Die

Zahl der Erwerbstätigen steige um knapp 800.000 auf 41,9 Millionen an, die

Arbeitslosigkeit gehe auf 2,6 Millionen Personen zurück. Das Bruttoinlands-

produkt werde nach einer Wachstumspause im abgelaufenen Winterhalbjahr

in 2012 real um 0,9 % zunehmen, weiter an Fahrt aufnehmen und im

kommenden Jahr auf 2,0 % ansteigen. Das Plus bei den verfügbaren Ein-

kommen beträgt in diesem Jahr 3,3 %. Im nächsten Jahr steigen sie um wei-

tere 3,1 %. Damit wachsen die verfügbaren Einkommen in vier aufeinander

folgenden Jahren so stark wie seit 10 Jahren nicht mehr.

All das zeigt: Unsere Politik ist richtig.

Schaubild: Frankfurter Allgemeine Zeitung FAZ vom 19.4.2012
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Eckpunkte zur Regelung einer allgemeinen verbindlichen Lohnuntergrenze

Eine Arbeitsgruppe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion – bestehend aus dem

Arbeitnehmerflügel und den PKM-Wirtschaftspolitikern – hat sich auf konkre-

te Details zur Einführung einer tarifoffenen allgemeinen verbindlichen Lohn-

untergrenze geeinigt:

- Die Lohnuntergrenze soll nicht staatlich festgesetzt, sondern marktwirt-

schaftlich organisiert werden. Wir wollen eine durch Tarifpartner

bestimmte Lohnuntergrenze und keinen politischen Mindestlohn.

- Die Lohnuntergrenze soll nur dort gelten, wo bei Arbeitsverhältnissen tarif-

vertragliche Regelungen nicht angewandt werden.

- Die Lohnuntergrenze soll durch eine paritätisch besetzte unabhängige

Kommission aus jeweils sieben Arbeitgeber- und Gewerkschaftsvertretern

festgelegt werden und sich an den für allgemein verbindlich erklärten Bran-

chentarifverträgen orientieren. Mögliche Differenzierungen obliegen eben-

falls der Kommission.

- Die Beschlüsse sollen mit einfacher Mehrheit fallen können und jährlich

überprüft werden. Für den Fall einer Nicht-Einigung ist ein Schlichtungsver-

fahren vorgesehen. Die von der Kommission festgelegte Lohnuntergrenze

wird von der Regierung unverändert umgesetzt.

Die gerechte Entlohnung von Arbeit entspricht christdemokratischer Politik.

Da wir faire Löhne in Deutschland wollen, ist die Einigung auf diese Eck-

punkte eine gute Botschaft. Nun ist die FDP gefordert, diesen marktwirt-

schaftlichen Weg einer Basislohnfindung mit zu gehen.

Zugang von Hochqualifizierten ermöglichen

Deutschland braucht engagierte und gut qualifizierte Beschäftigte, sie stellen

Wachstum und Wohlstand in unserem Land sicher. Die Förderung und Nut-

zung des inländischen Fachkräftepotenzials steht für uns an erster Stelle. Wo

das nicht gelingt, erleichtern wir den Arbeitsmarktzugang für hochquali-

fizierte Ausländer durch Einführung der sogenannten „Blue Card“. Mit dem

Gesetz zur Umsetzung der Hochqualifizierten-Richtlinie der Europäischen

Union stellen wir die Voraussetzungen für den Zuzug von Hochqualifizierten

nach Deutschland sicher. Künftig darf zuziehen, wer mehr als rund 44.800 €

brutto jährlich verdient. Für Hochqualifizierte in Mangelberufen liegt die Ge-

haltsschwelle bei rund 34.900 €. Inhaber der „Blue Card“ können bereits nach

drei Jahren ein dauerhaftes Aufenthaltsrecht erhalten. Wer gut Deutsch

spricht, erhält es ein Jahr früher. Erfolgreiche Integration wird damit belohnt.

Darüber hinaus erleichtern wir den Berufseinstieg für ausländische Absol-

venten deutscher Hochschulen. Auch für Unternehmensgründer werden die

Hürden gesenkt. Neben dem Gesetz zur Anerkennung ausländischer Berufs-

abschlüsse ist die „Blue Card“ ein weiterer Baustein zur Sicherung des Fach-

kräftepotenzials in unserem Lande. Nun sind die Unternehmen am Zuge, mit

attraktiven Bedingungen Hochqualifizierte für Deutschland zu gewinnen.

Herzliche Grüße aus Berlin!
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